





























Verfassungsrechts und der 
verfassungsrechtlichen 
Maßstäbe des Steuerrechts 




•	verfassungsrechtliche Maßstäbe des Steuerrechts:
 ࢔ Gesetzmäßigkeit der Besteuerung
 ࢔ Bestimmtheit von Steuergesetzen
 ࢔ Achtung von Vertrauensschutz
 ࢔ Gleichheitssatz (zentraler Prüfungsmaßstab)
•	Datenschutz-Grundverordnung	beeinflusst	nachhaltig	das	Datenschutzrecht	
•	Grundrechte als Abwehrrechte/Leitplanken gegenüber der Staatsgewalt
•	keine Rückwirkung auf materielles Steuerrecht Ebene des Steuervollzugs
•	Rechtsanwendungsgleichheit 
fordert im Einkommensteuerrecht 
Gleichheit im Belastungserfolg
„Für Deutschland besteht 
die Chance, Konzepte und 
Lösungen der österreichischen 
Finanzverwaltung bei 
der Fortentwicklung von 
E-Government zu nutzen.“
•	elektronischer Identitätsnachweis mittels 
Handy‑Signatur für FinanzOnline‑Login
•	Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS)
•	Hemmnisse bei ELSTER‑Login: u. a. 
Folgekosten und hohe Komplexität
•	herausgehobene Bedeutung von FinanzOnline
•	Portalverbund in der Entwicklung




















en „Die Finanzverwaltung 
Österreichs unterscheidet 
sich durch ihre einheitliche 
Bundesverwaltung von der 
geteilten deutschen Bundes- 
und Landesfinanzverwaltung.“
•	sachliche und örtliche Zuständigkeiten der Finanzämter
•	einheitliche	Bundesfinanzverwaltung





















ist geeignet, um den von der 
Digitalisierung geprägten 
Steuervollzugsauftrag 





•	Steuervollzug an Tax‑Compliance‑Strategie ausgerichtet
•	diese basiert auf zwei elementaren Komponenten:
 ࢔ risikoorientierte Prüfungs- und Kontrolltätigkeit
 ࢔ Serviceorientierung und Kooperation































im Rahmen der Außenprüfung 
gewinnt zunehmend an 
Bedeutung und sollte in 
Deutschland verpflichtend 
standardisiert werden.“
•	auf XML basierendes Standard Audit File‑Tax (SAF‑T)
•	freiwillige Datenträgerüberlassung mittels SAF‑T •	Z1‑ und Z2‑Zugriff
•	bei entsprechender Umsetzung sollte das SAF‑T 
als einziges Datenformat zugelassen werden
„In Deutschland 
sollte eine allgemeine 
Registrierkassenpflicht nach 
dem Vorbild Österreichs 
eingeführt werden.“
•	allgemeine	Registrierkassenpflicht	
•	Datenbank über Sicherheitseinrichtungen •	Verwendungsmöglichkeit einer offenen Ladenkasse




„Es sind weitere Anreize 
zur Einreichung der Steuer-
erklärung auf dem elektro-
nischen Weg zu schaffen.“





„Die E-Bilanz ist grundlegend 
zu überarbeiten, da die 
konkrete Ausgestaltung 









•	Orientierung an unternehmensrechtlichen Vorgaben 
































„Der Aufbau einer maschinell 
auswertbaren Datenbasis ist 
für die Funktionsweise der 
Risikomanagementsysteme 
von essentieller Bedeutung.“
•	Notwendigkeit eindeutiger Rechtsgrundlagen für (Weiter‑)Verarbeitung der Daten 
•	diese	genügen	den	Bedürfnissen	eines	effektiven	Steuervollzugs	und	einer	effektiven	Verifikationsverwaltung
•	keine Bedenken verfassungsrecht­liche Bedenken
•	§ 88b AO: Verstoß gegen informationelle 
Selbstbestimmung?
•	automationsgestützter Bund‑Länder‑Datenaustausch 
•	restriktive Auslegung mittels teleologischer 
Reduktion denkbar (verfassungskonform)
•	mithin Föderalismus kein strukturelles Vollzugshemmnis
„Ausgehend von einer weit 
gefassten Definition des 
steuerlichen Risikobegriffs 
ist zwischen objektiven 
und subjektiven Risiken 
zu differenzieren.“
•	objektive Komponente:
 ࢔ unmittelbar quantitative Auswirkungen
 ࢔ Umsätze, verschiedene Einkünfte, erstmalig auftretende Tatsachen
•	subjektive Komponente (Steuer‑Vita/Compliance‑Faktor):
 ࢔ steuermoralische Grundeinstellung, bisheriges Verhalten und Bereitschaft zur Erfüllung steuerlicher Verpflichtungen 
 ࢔ Steuerberater als Compliance-Faktor?
„Die Risikobewertung wird auf 
absehbare Zeit unverändert 
durch theoriegeleitete 
Ansätze geprägt sein.“
•	Risikobewertung = Einteilung in Risikoklassen bzw. ‑gruppen
•	Risikobewältigung = gewichtete Verteilung der Prüfungskapazitäten
•	Klassifizierung:
 ࢔ gegenwärtig theoriegeleitet (A- priori- Annahmen)
 ࢔ Spannungsverhältnis zwischen algorithmisch gesteuerter Vorgehensweise und Entscheidungskomplexität
 ࢔ Prüfung des Steuertatbestandes, d. h. eigentliche Subsumtion, kritisch




darf nicht auf 
Geheimhaltung basieren.“
•	bundesweite Vorgaben sowie lokale bzw. regionale Kriterien determinieren Toleranzbereich
•	Parameter der Risikomanagementsysteme nicht veröffentlicht
•	keine Bedenken verfassungsrecht­liche Bedenken
•	Nichtveröffentlichung der Risikoparameter 
sowie deren Festlegung durch die Exekutive 
•	Verstoß gegen Vorbehalt des Gesetzes 
und Grundsatz der Gewaltenteilung
•	Grundparameter offenlegen
•	Folge: positive Auswirkungen auf Tax Compliance 
und Dialog mit Steuerberatern möglich
•	ebenso Rechtsanwendungsgleichheit gestärkt, 
da dauerhafte Geheimhaltung fraglich
„Die 
Risikomanagementsysteme 
sind fortlaufend zu 
evaluieren, ggf. anzupassen 
und sollten zudem 





•	Möglichkeit der personellen Fallaussteuerung
•	nicht	gesetzlich	kodifiziert Mindest­anforderungen •	in § 88 Abs. 5 Satz 3 AO geregelt
•	verpflichtende	Begründung	bei	personeller	





























der Funktionalität von 
Risikomanagementsystemen 
bedarf es einer Vereinfachung 
des materiellen Steuerrechts.“
•	komplexe materielle Steuergesetze
•	Folge: kein Einklang mit Erfordernissen an automatisierten Steuervollzug (algorithmisch gesteuerte Vorgehensweise)



































•	legistisch vollzogener Paradigmenwechsel 
•	Übertragung in praxi abwarten
„Das bisher im 
Veranlagungsverfahren 
gebundene Personal ist 
vermehrt mit Tätigkeiten der 
Außenprüfung zu betrauen.“
•	systematische Nachbescheidkontrollen umstritten büromäßige Fallbearbeitung
•	noch hoher Stellenwert
•	zukünftiger Fokus auf Außenprüfung 
•	Zusammenlegung von Veranlagungs‑ und 
Außenprüfungsstellen weiter forcieren
„Die in Deutschland 
nunmehr zielorientiert 





•	differenzierte Fallauswahl anhand des Kontrollbedürfnisses
„Die Möglichkeiten der 
digitalen Außenprüfung zur 
Kontrolle der elektronisch 
verfügbaren Massendaten 
sind in beiden Ländern 
weitestgehend vergleichbar.“
•	traditionelle Prüfungstechniken zu Prüfungskomplexen weiterentwickelt
•	ähnliches Leistungsspektrum der Prüfsoftwares ACL und IDEA: 
 ࢔ Einlesen der Daten, Abfragen, Auswertungen und Analysen
 ࢔ Analysetechniken: u. a. Zeitreihenanalyse, Benford-Analyse und Chi-Quadrat-Test 
 ࢔ Summarische Risikoprüfung als systematisches Prüfungsnetz
 ࢔ Einsatz von Verbildlichungsmethoden
„Die Prüfsoftware dient dem 
Außenprüfer als Werkzeug, 
das bei unreflektiertem und 
schematischem Einsatz zu 
falschen Ergebnissen führt.“
•	Außenprüfer weiterhin erforderlich 
•	subjektive Aspekte kaum automatisierbar
•	individuelle Einzelfallprüfung notwendig
•	freie Marktverfügbarkeit von ACL und IDEA:
 ࢔ Gefahr = Antizipation von Prüfungsschritten und -risiken 





•	Übertragbarkeit der Ergebnisse auf den Einzelfall





der Methodiken und Daten
•	neue Prüfungstechniken noch 
stärker als Werkzeug ansehen
•	Gefahr eines unsachgemäßen Einsatzes 
beachten und dieser begegnen
„An die Stelle einer 
vergangenheitsorientierten 
Außenprüfung hat in 
Deutschland deren zeitnahe 
Durchführung zu treten.“
•	Fokus noch auf Ex‑post‑Außenprüfungen
•	Verschiebung hin zur zeitahen Durchführung zweckmäßig
„Das kooperative 
Compliance-Modell 
Horizontal Monitoring liefert 
wertvolle Anregungen 
zur Fortentwicklung der 
zeitnahen Außenprüfung 
in Deutschland.“
•	Initiierung und Abschluss des 
Pilotprojekts Horizontal Monitoring
•	legistische Umsetzung mit 
Jahressteuergesetz 2018 erfolgt
•	zeitnahe Außenprüfung
•	kooperativem Prüfungshandeln vor 
Bescheiderlass steht § 4a BpO 2000 entgegen
•	Horizontal Monitoring (Eckdaten):
 ࢔ proaktive, begleitende Kontrolle
 ࢔ internes Steuerkontrollsystem
 ࢔ Offenheit und Transparenz
 ࢔ ergänzendes Instrument
•	Rechtsanspruch auf zeitnahe 
Außenprüfung, wenn Tax‑Compliance‑
Management‑System implementiert

























aus deutscher Sicht das 
enorme Potential des 
§ 122a AO gegenüber, 
um der Digitalisierung 
des Steuervollzugs 
Vorschub zu leisten.“











erst ~ 2019 möglich
•	führt zu teils neuartigen Herausforderungen
•	Potential zur Förderung der Tax 
Compliance und des E‑Governments
„Die vorausgefüllte 
Steuererklärung sollte für 




•	antragslose Veranlagung für Arbeitnehmer
•	konsequente Weiterentwicklung der 
vorausgefüllten Steuererklärung
•	alleiniger Vorstoß auf Länderebene (Mecklenburg‑
Vorpommern) für dort ansässige Rentner
•	einheitliche	Datenübermittlungspflichten	
Dritter konsequenter nutzen
•	Berücksichtigung weiterer Einkunftsarten 












n „Flankierende Maßnahmen 
können einen wertvollen 
Beitrag zur Stärkung 
und Fortentwicklung des 
E-Governments leisten.“
•	Elektronische Akte und Akteneinsicht
•	einheitlichen Softwareeinsatz innerhalb der 
Finanzverwaltung (KONSENS‑G) weiter forcieren
•	in	der	Entwicklung	befindlichen	Portalverbund	
für ELSTER konsequent nutzen




k „Die gewonnenen Erkenntnisse ließen sich durch weiterführende Untersuchungen ergänzen. Zukünftiger Forschungsbedarf 
resultiert u. a. aus den Fragestellungen, welche konkreten Auswirkungen die Digitalisierung auf den Rechtsschutz hat und wo das 
Mobile Government als ein Teilbereich des E-Governments in der Finanzverwaltung sinnvoll eingesetzt werden könnte.“
Das modernisierte Besteuerungsverfahren in Deutschland im Vergleich zu 
Österreich – die verfassungsgemäße Fortentwicklung von E-Government 
als Herausforderung und Chance für die deutsche Finanzverwaltung
Problemstellung
•	Chancen und Herausforderungen durch Digitalisierung
•	Entwicklung hin zu einer moderneren 
Finanzverwaltung
•	stetige Herausforderung für den Gesetzgeber
•	Digitalisierung der Finanzverwaltung 
Österreichs weit vorangeschritten
Methode, Zielsetzung und Untersuchungsgegenstand
•	funktionaler Rechtsvergleich der 
Besteuerungsverfahren beider Länder
•	Prüfung der etwaigen Übernahme 
von österreichischen Lösungen 
•	Beitrag zur Fortentwicklung von 
E‑Government
•	Erarbeitung konkreter Reformvorschläge 
für das deutsche Besteuerungsverfahren
•	Fokus auf zu veranlagende Ertragsteuern 
(Einkommen‑ und Körperschaftsteuer) und die 
durch	die	Digitalisierung	stark	beeinflussten	
Phasen des Besteuerungsverfahrens
Christoph Schmidt · Doktorand an der Universität Potsdam · Dissertationsbetreuer: Prof. Dr. Andreas Musil
Übernahmeempfehlung der österreichischen Lösung
zu beseitigende rechtliche Ausgestaltung
Verbesserungspotential






Plakat Christoph DIN A0-v22.indd   1 09.09.2018   15:48:36
